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0 Zusammenfassung 

Der Bundesrechnungshof hat geprüft, wie Jobcenter in gemeinsamer Einrich-

tung die Maßnahme „Kooperationsmodell mit berufsanschlussfähiger Weiterbil-

dung (Kommit)“ geplant und umgesetzt haben. 

Nach Auswertung der erhaltenen Stellungnahmen stellt er das Prüfungsergeb-

nis wie folgt abschließend fest: 

0.1 Für ausländische Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive, Asylbe-

rechtigte und anerkannte Flüchtlinge (Personenkreis 2)1 ist die beglei-

tende Teilnahme an einem Integrationskurs Kernelement der Maß-

nahme „Kommit“. In diesem Integrationskurs sollen die Teilnehmer 

das Sprachniveau B 1 erreichen. Sämtliche Teilnehmer mit Migrations-

hintergrund und Sprachdefiziten (Personenkreis 2) wiesen nur ein 

Sprachniveau von A2 oder geringer auf. Gleichwohl verpflichteten die 

in die Erhebungen einbezogenen Jobcenter diese Teilnehmer nicht zu 

einem begleitenden Sprachkurs. 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) hat darauf hingewiesen, 

dass die Maßnahme „Kommit“ nicht nur auf den Personenkreis der 

Flüchtlinge beschränkt ist. Sie stimme aber mit dem Bundesrechnungs-

hof darin überein, dass der begleitende Spracherwerb eine wichtige 

Komponente von „Kommit“ sei und Vorrang habe. Insbesondere dürfe 

nicht pauschal darauf verzichtet werden. Sie werde den Beanstandun-

gen mit der Fachaufsicht, insbesondere durch die verlaufsbezogene 

Kundenbetrachtung, nachgehen. So habe das Jobcenter D seine dies-

bezügliche Fachaufsicht bereits intensiviert. Da mittlerweile ein ausrei-

chendes (regionales) Angebot an Sprachkursen bestehe, sei es nun-

mehr einfacher als zuvor, dass Teilnehmer einen begleitenden Sprach-

kurs absolvierten. 

Die von der Bundesagentur eingeleiteten und angekündigten Maßnah-

men lassen eine Verbesserung der Zuweisungspraxis erwarten. (Tz. 2) 

0.2 Obwohl eine von 18 geprüften Maßnahmen nicht ausgelastet war, star- 

tete die Folgemaßnahme des Jobcenters C mit unveränderter Mindest-

                                       
1 Vgl. Darstellung zu den Personenkreisen in Tz. 1. 
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teilnehmerzahl. Alle anderen geprüften Jobcenter hatten das geringere 

Teilnehmerpotenzial bei der Maßnahmeplanung berücksichtigt. 

Die Bundesagentur hat zugesagt, dass das Jobcenter C die Auslastung 

bei einer möglichen Anschlussmaßnahme berücksichtigen werde. 

Die Absicht der Bundesagentur, entsprechende Handlungsempfehlun-

gen auch für andere Vergabemaßnahmen zu treffen, bewertet der Bun-

desrechnungshof positiv. (Tz. 3) 

0.3 Teilnehmer, die nicht das von der Bundesagentur für Arbeit vorausge- 

setzte erforderliche Mindestsprachniveau A2 aufwiesen, konnten nur 

schwer in den Arbeitsmarkt integriert werden. Demgegenüber konnten 

24 % der Teilnehmer mit dem Sprachniveau A2 und 28 % der Teilneh-

mer mit dem Sprachniveau besser als A2 sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigungen aufnehmen. In 6 % der Fälle begannen die Teilneh-

mer mit dem Sprachniveau besser als A2 eine berufsbezogene Aus-  

oder Weiterbildung. Diese Arbeitsmarktnähe bestand bei einem 

Sprachniveau unter A2 noch nicht. 

Aufgrund der Stellungnahme der Bundesagentur hält der Bundesrech-

nungshof an seiner Empfehlung, Teilnehmer ohne nachgewiesenes 

Sprachniveau A2 nicht mehr in die Maßnahme „Kommit“ einmünden zu 

lassen, nicht weiter fest. Die Bundesagentur hat überzeugend darge-

stellt, dass ansonsten Personen der Zugang zu Maßnahme verschlos-

sen bliebe, die zwar über ausreichende Sprachkenntnisse verfügten, 

dies aber nicht entsprechend belegen könnten. (Tz. 4) 

0.4 In 14 % der Fälle verfehlten die Bildungsträger das vorrangige Maß-

nahmeziel einer betrieblichen Erprobung der Teilnehmer. In 20 % der 

Fälle war aufgrund der lückenhaften Falldokumentation keine gesi-

cherte Aussage möglich, ob eine betriebliche Erprobung erfolgte. Ohne 

betriebliche Erprobung verfehlt die Maßnahme „Kommit“ ihr Ziel. Sie 

gleicht dann lediglich einem kostenintensiven, langen Bewerbungstrai-

ning. 

Die Bundesagentur stimmt mit dem Bundesrechnungshof darin über-

ein, dass die betriebliche Erprobung das Kernelement von Kommit bil-

det. Nach den festgelegten Regelungen müsse die betriebliche 
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Erprobung grundsätzlich mindestens vier Wochen betragen. Hinsicht-

lich der Maßnahmenpreise will die Bundesagentur weitere Anpassun-

gen der Vertrags- und Vergütungsregelungen prüfen. 

Der Bundesrechnungshof begrüßt die Klarstellung der Bundesagentur, 

dass die betriebliche Erprobung das Kernelement der Maßnahme  

Kommit darstellt. Auch die von der Bundesagentur angekündigte Prü-

fung weiterer Anpassungen der Vertrags- und Vergütungsregelungen 

hält er für sachgerecht. (Tz. 5) 

0.5 In 40 % der Fälle kam es zu unentschuldigten Fehlzeiten während der 

Maßnahme. In der überwiegenden Zahl der Fälle erfuhr das Jobcenter 

erst durch den Abschlussbericht von diesen Fehlzeiten. Unentschul-

digte Fehlzeiten, die nicht zum Maßnahmeabbruch führten, sanktio-

nierten die Jobcenter nicht. 

In 23 % der Fälle mit unentschuldigten Fehlzeiten wurde die Maß-

nahme vorzeitig abgebrochen, ohne dass es zur Aufnahme einer sozi-

alversicherungspflichtigen Beschäftigung kam. In 42 % der Fälle mit 

sanktionsrelevanten Fehlzeiten leiteten die Jobcenter kein Sanktions-

verfahren ein. 

Die Jobcenter sollten die Bildungsträger anhalten, unentschuldigte 

Fehltage konsequent abzumahnen und zudem die Jobcenter rechtzeitig 

darüber zu informieren. Zudem sollten die Jobcenter künftig intensiver 

als bisher prüfen, ob unentschuldigte Fehlzeiten von Maßnahmeteilneh-

mern die Voraussetzungen für eine Sanktion erfüllen und gebotene 

Sanktionen konsequent durchsetzen. 

Die Bundesagentur erkennt die Beanstandungen an. Die seitens der 

Jobcenter eingeleiteten und noch geplanten Maßnahmen lassen erwar-

ten, dass zukünftig die Einhaltung der Vertragspflichten durch den 

Maßnahmeträger gewährleistet ist. Bei Pflichtverletzungen der Teilneh-

menden werden die Jobcenter künftig prüfen, ob die Voraussetzungen 

für eine Sanktionierung gegeben sind. (Tz. 6) 

0.6 In 57 % der Fälle führten die Integrationsfachkräfte ein Abschlussge-

spräch nach dem Ende der Maßnahme. In 41 % davon verfehlten die 

Jobcenter ihre eigenen Vorgaben zum Absolventenmanagement. 
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Danach sind Abschlussgespräche in engem zeitlichem Zusammenhang 

zum Maßnahmeende durchzuführen. In einem Fünftel der 265 geprüf-

ten Fälle fehlte der Bildungsträgerbericht in der Falldokumentation und 

in 40 % der 210 Fälle, in denen die Teilnehmer nicht in eine sozialver-

sicherungspflichtige Beschäftigung / Ausbildung einmündeten, unter-

breiteten die Jobcenter weder Vermittlungsvorschläge noch händigten 

sie Aktivierungs-, Vermittlungs- oder Bildungsgutscheine aus. Dies er-

höht die Gefahr, dass sich der Integrationsprozess sowohl in die Ge-

sellschaft als auch in das Arbeitsleben verzögert. 

Die Bundesagentur hat die Beanstandungen anerkannt und auf die 

Verpflichtung der Integrationsfachkräfte hingewiesen, ein Absolventen-

management durchzuführen. Auch halte sie dieses für erfolgskritisch. 

Deshalb stehe das Absolventenmanagement im Fokus der risikoorien-

tierten Qualitätssicherung und werde weiterentwickelt. 

Der Bundesrechnungshof begrüßt die Aufnahme des Absolventenmana-

gements in die risikoorientierte Qualitätssicherung. Auch hält er die 

Weiterentwicklung der verlaufsbezogenen Kundenbetrachtung für ge-

eignet, die festgestellten Defizite zu verringern und damit die Teilneh-

merbetreuung nach Maßnahmeende zu verbessern. (Tz. 7) 
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1 Vorbemerkungen 

 Ausgangslage 

Die bei einem Träger durchzuführende Maßnahme „Kommit“ dient der Kompe-

tenzfeststellung und Aktivierung von Menschen mit auf Flucht, Migration oder 

geringer Qualifikation basierenden Hemmnissen. 

Ziel der Maßnahme ist es, dass die Teilnehmer im Anschluss an eine betriebli-

che Erprobung eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufnehmen. In 

dieser Beschäftigung soll eine berufsanschlussfähige Teilqualifikation möglich 

sein, um so eine abschlussorientierte Weiterbildung zu ermöglichen.2 

Gegenstand der Maßnahme ist es,3 

• die beruflichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten der Teilnehmer 

festzustellen, 

• die Teilnehmer an eine betriebliche Erprobung bei einem Arbeitgeber her-

anzuführen, 

• die Teilnehmer während der betrieblichen Erprobung und nach Aufnahme 

einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung beim Arbeitgeber zu be-

treuen. 

Danach kommen für die Maßnahme „Kommit“ erwerbsfähige Leistungsberech-

tigte in Betracht, die einem von zwei Personenkreisen angehören:4 

Personenkreis 1: 

• arbeitslose Geringqualifizierte (auch ohne Migrationshintergrund), 

• arbeitslose Menschen mit Migrationshintergrund, Aufenthaltsgenehmigung 

und Arbeitsmarktzugang (unabhängig von der Qualifikation), 

• arbeitslose Personen des Personenkreises 2, wenn sie bereits den Integra-

tionskurs erfolgreich abgeschlossen haben5. 

 

                                       
2  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.1, Punkt Leistungsgegenstand und Zielset-

zung. 
3  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.1, Punkt Leistungsgegenstand und Zielset-

zung. 
4  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.2, Punkt Zielgruppe. 
5  Um das „Zertifikat Integrationskurs“ zu erhalten, muss in der Sprachprüfung „Deutsch-

Test für Zuwanderer“ das Gesamtergebnis B1 nachgewiesen werden. 
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Personenkreis 2: 

• Asylberechtigte und anerkannte Flüchtlinge (SGB II), bei denen die Vo-

raussetzungen des § 7 SGB II (Leistungsberechtigte i. S. d. SGB II) erfüllt 

sind, 

• arbeitslose Ausländer, die im Rahmen des Familiennachzuges nach 

Deutschland gekommen sind und eine Aufenthaltserlaubnis nach Abschnitt 

6 Aufenthaltsgesetz6 (Aufenthalt aus familiären Gründen)7 besitzen, 

• bis zum 31. Dezember 2019 (Teilnahmeende): Asylbewerber mit guter 

Bleibeperspektive (Stand 12/2018 – nur Eritrea, Irak, Iran, Somalia und 

Syrien), die eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz8, eine Be-

scheinigung über die Meldung als Asylsuchender (BüMA) bzw. einen An-

kunftsnachweis besitzen und aufgrund des § 61 AsylG keine Erwerbstätig-

keit ausüben dürfen, 

• arbeitslose Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive (Stand 12/2018 – 

nur Eritrea, Irak, Iran, Somalia und Syrien) sowie arbeitslose Geduldete 

nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG – soweit kein Beschäftigungsverbot be-

steht. 

 

Die Teilnehmer müssen über deutsche Sprachkenntnisse verfügen, die es zu-

lassen, den Inhalten der Maßnahme zu folgen. In der Regel sollte hierfür min-

destens Sprachniveau A29 vorliegen.10 Für den Personenkreis 2 ist die parallele 

Teilnahme an einem Integrationskurs vorgesehen. In diesem Integrationskurs 

sollen die Teilnehmer das Sprachniveau B1 erreichen.11  

Zusammenfassend ist festzuhalten:  

Wegen ihres gesicherten Aufenthaltsstatus sind vor allem Asylberechtigte über 

25 Jahre die Zielgruppe des Kooperationsmodells. Aber auch Asylbewerberin-

nen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive sollen frühestmöglich für 

                                       
6  Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im 

Bundesgebiet (AufenthG). 
7  Gemäß § 27 Absatz 5 AufenthG haben diese Personen uneingeschränkten Zugang zum 

Arbeitsmarkt. 
8  Im Nachfolgenden AsylG. 
9  Nach dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen (GER). 
10  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.2, Punkt Zielgruppe. 
11  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.4, Punkt Maßnahmestruktur – Personen- 

kreis 2. 
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eine Qualifizierung während der Beschäftigung gewonnen werden. Durch die 

Flexibilität ist das Modell grundsätzlich auch für die gesamte Zielgruppe der 

Geringqualifizierten geeignet.12 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) hat für die Maßnahme  

„Kommit“ keine eigenen fachlichen Weisungen für die gemeinsamen Einrich-

tungen erlassen.13 Sie hat aber Produktinformationen zu der Maßnahme  

„Kommit“ mit konkreten Angaben zu Maßnahmezielen, -teilen, -inhalten und 

der Zielgruppe erstellt.14 

 Bisherige Prüfungserkenntnisse 

Wir haben in der Vergangenheit bereits die kombinierten Flüchtlingsmaß-

nahme „Kompetenzfeststellung, frühzeitige Aktivierung und Spracherwerb 

(KompAS)“15 und die Maßnahme „Kombination berufsbezogene Sprachförde-

rung (KomBer)“16 geprüft.  

Wir haben hier insbesondere festgestellt17, dass: 

• dem Bundeshaushalt erhebliche Kosten wegen Unterauslastung der Maß-

nahme entstanden, 

• die Jobcenter trotz der hohen Fehlzeiten keine Sanktionsverfahren einleite-

ten und 

• das Absolventenmanagement, insbesondere wegen fehlender Trägerbe-

richte und verspäteter Abschlussgespräche, fehlerhaft war. 

                                       
12  Flyer der Bundesagentur für Arbeit – Informationen für Unternehmen, Kommit-Koopera-

tionsmodell mit berufsanschlussfähiger Weiterbildung 
13  Es gilt daher die allgemeine „Fachliche Weisung – Maßnahmen bei einem Träger (MAT) 

nach § 45 SGB III im Rahmen der Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Einglie-
derung“ in der jeweils aktuellen Fassung. 

14  Vgl. Bundesagentur, Kommit („Kümmererfunktion“ während der Maßnahmeteile im  
Betrieb im Rahmen des Kooperationsmodells) nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1  
und 2 SGB III bzw. § 16 Absatz 1 SGB II i. V. m. § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1  
und 2 SGB III, Produktinformation der Zentrale (IF3) und der Einkaufsorganisation 
(Stand: 19. Dezember 2018) – fortan Produktinformation Dezember 2018 genannt. 

15  Vgl. Prüfung der Maßnahme „Kompetenzfeststellung, frühzeitige Aktivierung und 
Spracherwerb (KompAS)“, Gz.: VI 3 - 2018 - 0868 und VI 4 - 2018 - 0528. 

Prüfung der Maßnahme „Kombination berufsbezogene Sprachförderung (KomBer)“,  
GZ.: VI 3 - 2018 - 1069. 

17  BRH, Mitteilung über die Maßnahme „Kompetenzfeststellung, frühzeitige Aktivierung und 
Spracherwerb (KompAS)“ vom 17. Mai 2019, Gz.: VI 3 - 2018 - 0868.  
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 Inhalt und Ablauf der Prüfung 

Wir haben geprüft, wie gemeinsame Einrichtungen die Maßnahme „Kommit“ 

geplant und umgesetzt haben. Für die Prüfung erhoben wir bei vier gemeinsa-

men Einrichtungen (Jobcenter A, B, C und E) vor Ort und bei einer gemeinsa-

men Einrichtung (Jobcenter D) unter Verwendung des externen VDI-Zugriffs18. 

Wir prüften 265 Einzelfälle von Leistungsberechtigten, die an einer „Kommit“-

Maßnahme teilgenommen hatten, sowie 18 von diesen Jobcentern eingekauf-

ten „Kommit“-Maßnahmen. 

Der Prüfungszeitraum erstreckte sich auf Maßnahmen in einem Zeitraum vom 

1. Januar 2018 bis zum 31. März 2019. Maßnahmen aus dem Jahr 2017 prüf-

ten wir nicht. Dies sollte möglichen Erkenntnissen und Anpassungen Rechnung 

tragen, welche die Jobcenter im ersten Maßnahmejahr bereits selbst erzielt 

hatten. Das Maßnahmeende wählten wir, um den Verbleib der Teilnehmenden 

sechs Monate nach Ende der Maßnahme auswerten und so die Wirksamkeit 

der Maßnahmen abbilden zu können. 

Wir sichteten dazu die Datensätze19 der Leistungsberechtigten im IT-Fachver-

fahren VerBIS20, die Maßnahmeinformationen aus der IT-Anwendung CoSach21 

sowie die Akten zu den von den Jobcentern eingekauften „Kommit“-Maßnah-

men über das elektronische Beschaffungs- und Vergabemanagementsystem 

PeP22. Einzelfragen klärten wir mit den zuständigen Fach- und Führungskräften 

der Jobcenter. 

Beanstandungsrelevante Sachverhalte erörterten wir ausführlich mit Füh-

rungskräften der Jobcenter. Wir benannten alle Sachverhalte einzelfallbezo-

gen. Die Jobcenter hatten Gelegenheit, die erörterten Feststellungen auszu-

werten und sich im Nachgang zu den Sachverhalten zu äußern. Rückmeldun-

gen der Jobcenter berücksichtigten wir in der Prüfungsmitteilung. 

                                       
18  Virtueller Desktop Infrastruktur. 
19  Hierbei prüften wir v. a. die Lebensläufe der Leistungsberechtigten, Beratungs- und 

sonstige Vermerke der Integrationsfachkräfte, Eingliederungsvereinbarungen und teil-
nehmerbezogene Bildungsträgerberichte. 

20  Vermittlungs-, Beratungs- und Informations-System. 
21  Computerunterstützte Sachbearbeitung. 
22  Public Electronic Procurement Bundesagentur. 
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Die vorläufigen Ergebnisse unserer Prüfung teilten wir dem Bundesministerium 

für Arbeit und Soziales (Bundesministerium) mit Schreiben vom 24. April 2020 

mit und unterrichteten die Bundesagentur. 

Die Bundesagentur gab eine mit dem Bundesministerium abgestimmte Stel-

lungnahme ab. Das Bundesministerium verwies auf diese Stellungnahme.  

Aufgrund der Stellungnahme der Bundesagentur, deren wesentliche Aussagen 

in dieser Abschließenden Prüfungsmitteilung wiedergegeben sind, schließen 

wir das Prüfungsverfahren ab.  

2 Jobcenter verzichten auf begleitenden Spracherwerb 

 Ausgangslage  

Die Maßnahme „Kommit“ kann sowohl für beide als auch nur für einen der bei-

den Personenkreise bestellt werden.23 Die Maßnahmeinhalte unterscheiden 

sich dabei grundsätzlich nicht. Bei den Teilnehmern des Personenkreises 1 ist 

der begleitende Spracherwerb optional. Beim Personenkreis 2 misst die Bun-

desagentur dem Erfolg des Integrationskurses höhere Bedeutung zu als der 

betrieblichen Erprobung. Insoweit sieht die Produktinformation der Bundes-

agentur vor, dass „die betriebliche Erprobung für den Personenkreis 2 zwei 

Wochen vor Ende der Teilnahme am Integrationskurs (endet), damit noch aus-

reichend Zeit für die Vorbereitung auf die Prüfung bleibt.“24 Weiterhin ist vor-

gesehen, dass „die Teilnahme an dieser Maßnahme die uneingeschränkte Teil-

nahme am Integrationskurs und das Erreichen des Sprachniveaus B1 am Ende 

des Integrationskurses nicht gefährden (darf).“25 

 Feststellung 

In allen fünf geprüften Jobcentern gehörten die Teilnehmer an der Maßnahme 

„Kommit“ beiden Personenkreisen an. Während die 194 Teilnehmer des Perso-

nenkreises 1 in 191 Fällen ein Sprachniveau von „besser als A 2“ aufwiesen, 

war dies bei den 71 Leistungsberechtigten (27 %), die aufgrund ihres Aufent-

haltsstatus dem Personenkreis 2 zuzuordnen waren, nicht der Fall. Kein 

                                       
23  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.2, Punkt Zielgruppe. 
24  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.3, Punkt Maßnahmeverlauf und Inhalte - 

Maßnahmeteil beim Arbeitgeber. 
25  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.4, Punkt Maßnahmestruktur - Personen- 

kreis 2. 
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Teilnehmer des Personenkreises 2 hatte zum Zeitpunkt der Zuweisung ein 

nachgewiesenes Sprachniveau, welches über A 2 lag. 

In keinem der fünf geprüften Jobcenter stellten wir einen begleitenden Sprach-

erwerb neben der Maßnahme fest. 

Drei von fünf Jobcentern (Jobcenter A, B und D) erklärten dies mit ihrer Be-

stellung der Maßnahme für Personenkreis 1. Gleichzeitig wiesen sie aber auch 

einzelne Teilnehmer der Maßnahme zu, die dem Personenkreis 2 zuzuordnen 

waren.26 

Die anderen Jobcenter (Jobcenter C und E) kauften die Maßnahme gleicherma-

ßen für Personenkreis 1 und 2 ein und besetzten die Maßnahmen mit Leis-

tungsberechtigten beider Personenkreise. 

Alle Jobcenter begründeten den Verzicht auf den begleitenden Spracherwerb 

auch mit den Erfahrungen aus den Maßnahmen „KompAS“ und „KomBer“. Dort 

hätte sich gezeigt, dass die Teilnehmer mit der Doppelbelastung aus Maß-

nahme und Sprachkurs überfordert gewesen seien. 

Die Jobcenter regten aufgrund dieser Erfahrungswerte auch in geeigneten Fäl-

len den begleitenden Spracherwerb nicht selbst an. 

Fallbeispiel 1: 

Jobcenter C 

Der über einen fluchtbedingten Aufenthaltsstatus verfügende Leistungsberechtigte 

hatte anderthalb Monate vor Beginn der Maßnahme den Integrationskurs A2 abge-

schlossen. Eine Woche vor Beratung und Einmündung in die 9-wöchige Maßnahme 

hatte sich der Leistungsberechtigte selbst zum B1 Kurs angemeldet. Das Modul B1.1 

schloss er maßnahmenbegleitend erfolgreich ab, während er sich in einem vierwöchi-

gen Praktikum befand. Zu unentschuldigten Fehlzeiten kam es nicht. Nach Ende der 

Maßnahme beendete er erfolgreich Modul B1.2. 

In 4 von 265 Fällen (1 %) willigten die Integrationsfachkräfte (IFK) in den vor-

zeitigen Abbruch der Maßnahme ein, damit die Leistungsberechtigten einen 

Sprachkurs besuchen konnten. Die IFK thematisierten hierbei die Möglichkeit 

der parallelen Durchführung von Maßnahme und Sprachkurs nicht. Die Ent-

scheidungen der IFK beschränkten sich auf die Frage, welche der aus ihrer 

                                       
26  Von insgesamt 28 Teilnehmern entfielen auf die Jobcenter A (13), B (12) und D (3) Teil-

nehmer. 
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Sicht sich gegenseitig ausschließenden Alternativen für die weitere Integration 

sinnvoller sei.  

Fallbeispiel 2: 

Jobcenter C 

Der Leistungsberechtigte mit einem Sprachniveau A2 brach die Maßnahme nach einer 

Woche im Einvernehmen mit dem Jobcenter ab, um sich auf seinen Wiederholungs-

kurs B1 zu konzentrieren. Zu dem Kurs hatte sich der Leistungsberechtigte bereits vor 

der Zuweisung in die Maßnahme angemeldet. 

Fallbeispiel 3: 

Jobcenter E 

Der Leistungsberechtigte mit einem Sprachniveau besser als A2 hatte sich zum 

Sprachkurs angemeldet. Dies war dem Jobcenter bei Eintritt in die Maßnahme be-

kannt. Die Einmündung in Kommit erfolgte „nur zur Überbrückung bis zum nächsten 

Sprachkurs.“ Als der Sprachkurs kurzfristig anberaumt wurde, veranlasste das Jobcen-

ter den Abbruch der Maßnahme, obwohl die betriebliche Erprobung bisher erfolgreich 

verlaufen war. 

Schließlich wurden logistische Probleme bei der praktischen Umsetzung von al-

len Jobcentern als Grund für den Verzicht auf den begleitenden Spracherwerb 

genannt. Die Teilnehmer hätten oft eine eingeschränkte Mobilität, da sie weder 

Führerschein, Pkw noch Fahrrad besaßen. Auch die Anbindungen des ÖPNV 

zwischen Integrationskursträger und Praktikumsstätte seien oft unzureichend 

und führten zu langen Fahrzeiten. Zudem würden Maßnahmen und Sprach-

kurse in die gleiche Zeit fallen. 

 Würdigung 

Der begleitende Spracherwerb ist Kernelement der Maßnahme und die Errei-

chung des Sprachniveaus B1 das übergeordnete Hauptziel für den Personen-

kreis 2. Ohne den Spracherwerb reduziert sich die Maßnahme auf ein Bewer-

bungscenter mit der Vermittlung von Praktika. 

Sprache ist der Schlüssel zu Qualifikation und Beschäftigung. Insbesondere  

die Schriftsprache gewährleistet den Zugang zur Gesellschaft und den Institu-

tionen der Bundesrepublik Deutschland.27 Vor diesem Hintergrund halten wir  

  

                                       
27  Vgl. § 23 Absatz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz: „Die Amtssprache ist deutsch.“ 
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es für unverständlich, dass die Jobcenter keinen Teilnehmer des Personenkrei-

ses 2 zu einem begleitenden Sprachkurs verpflichteten, obwohl keiner dieser 

Teilnehmer ein Sprachniveau von besser als A2 hatte. Insgesamt wiesen 25 % 

aller Teilnehmer ein Sprachniveau von A 2 oder geringer auf. 28 

Die Jobcenter müssen für einen begleitenden Spracherwerb sorgen, wenn dies 

für die Teilnehmer erforderlich ist. Dies gilt nach der Konzeption der Maß-

nahme Kommit insbesondere für Teilnehmer des Personenkreises 2.  

Maßgebend für die Erforderlichkeit des begleitenden Spracherwerbs ist das 

tatsächliche Sprachniveau. Dieses muss durch die IFK durch Einsicht in 

Sprachzertifikate vor Zuweisung gesichert festgestellt werden.  

Es ist zudem dafür Sorge zu tragen, dass die Jobcenter die Vereinbarkeit einer 

Doppelbelastung aus Maßnahme und Spracherwerb prüfen. Sofern keine hin-

reichenden Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Teilnehmer der Doppelbe-

lastung im Einzelfall nicht standhalten können, sind sie auch einem Sprachkurs 

zuzuweisen. Erfahrungswerte aus den Maßnahmen „KompAS“ und „KomBer“ 

können diese Einzelfallbetrachtung nicht ersetzen. Dies erklärt sich schon aus 

den unterschiedlichen Zielgruppen der drei Maßnahmen. So sollen der Maß-

nahme „KompAS“ Teilnehmer zugewiesen werden, die maximal Sprachniveau 

A1 aufweisen und die noch keinen Integrationskurs besucht haben.29 Ihr 

Sprachniveau ist also geringer als bei „Kommit“-Teilnehmern. Zielgruppe für 

die Maßnahme „KomBer“ sind Teilnehmer, die zwar Sprachniveau A2 haben, 

jedoch bereits das Stundenkontingent des Integrationskurses, inklusive Wie-

derholungskurs, ausgeschöpft haben.30 Die erforderliche Ausschöpfung des 

                                       
28  67 Personen aus beiden Personenkreisen mit einem bekannten Sprachniveau, davon 

22 % A2, 3 % geringer A2 = 25 %. 
29  Vgl. Bundesagentur und BAMF, KompAS – Kompetenzfeststellung, frühzeitige Aktivie-

rung und Spracherwerb – Gemeinsame Maßnahme mit den Maßnahmeteilen: Allgemei-
ner Integrationskurs und Maßnahme nach § 16 Absatz 1 SGB II i. V. m. § 45 Absatz 1 
Nummer 1, 2, 3 und 5 SGB III, Produktinformation der Zentrale der Bundesagentur 
(AM42), der Einkaufsorganisation und des BAMF (Stand: 23. Oktober 2018), Punkt Ziel-
gruppe. 

30  Vgl. Bundesagentur und BAMF, KomBer – Kombination berufsbezogene Sprachförde-
rung – Gemeinsame Maßnahme mit den Maßnahmeteilen Berufssprachkurs und Maß-
nahme nach § 45 Absatz 1 Nummer 1, 2, 3 und 5 SGB III sowie § 16 Absatz 1 SGB II 
i. V m. § 45 Absatz 1 Seite 1 Nummer 1, 2 ,3 und 5 SGB III, Produktinformation der 
Zentrale (AM42), der Einkaufsorganisation und des BAMF (Stand: 23. Oktober 2018), 
Punkt Zielgruppe. 
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Stundenkontingents bedeutet, dass die Teilnehmer zweimal an der B1 Prüfung 

gescheitert sind.31  

Dass „Kommit“-Teilnehmer in der Lage sein können, der Doppelbelastung 

standzuhalten, zeigt das Fallbeispiel 1. In diesem Förderfall hatte der Leis-

tungsberechtigte in Eigeninitiative Maßnahme und begleitenden Spracherwerb 

organisiert und sowohl Sprachkurs als auch betriebliche Erprobung erfolgreich 

abgeschlossen. 

Auch bei der Entscheidung über einen vorzeitigen Abbruch der Maßnahme 

müssen die Integrationsfachkräfte zusammen mit dem Leistungsberechtigten 

erörtern, welche Alternativen zu einem Abbruch im konkreten Fall in Betracht 

kommen. Im Fallbeispiel 2 wäre auch eine gleichzeitige Teilnahme am Sprach-

kurs und der Maßnahme denkbar gewesen. Es blieb unklar, weshalb das Job-

center diese Möglichkeit nicht zumindest in Erwägung gezogen hatte. 

Als nicht sachgerecht und unwirtschaftlich sehen wir Förderungen an, die nur 

der Überbrückung dienen sollen. Aus unserer Sicht hätte der Leistungsberech-

tigte im Fallbeispiel 3 nicht in die Maßnahme Kommit zugewiesen werden dür-

fen. 

Ebenso haben wir die Projektteilnahme von Personen des Personenkreises 1 

kritisch gesehen, wenn diese bereits über ein besseres Sprachniveau als A 2 

verfügen. Bei diesen Personen haben wir den Spracherwerb als abgeschlossen 

angesehen. Aus unserer Sicht hat keiner dieser Teilnehmer einen begleitenden 

Sprachkurs benötigt. Damit hatte sich nach unserer Einschätzung bei diesen 

Personen die Maßnahme auf ein Bewerbungscenter mit der Vermittlung von 

Praktika reduziert. Dies haben wir unter Berücksichtigung des Hauptzwecks 

von Kommit, der einen begleitenden Spracherwerb vorsieht und sich allein 

deshalb von anderen, preiswerteren Instrumenten unterscheidet, als nicht ge-

rechtfertigt angesehen. 

Damit eine erfolgreiche Kursteilnahme nicht an logistischen Problemen schei-

tert, sollten sich Jobcenter und Bildungsträger besser über die vorgesehenen 

                                       
31  Der allgemeine Integrationskurs besteht aus Sprachkurs (600 Unterrichtseinheiten) und 

Orientierungskurs (100 Unterrichtseinheiten). Der Sprachkurs schließt mit einem Ab-
schlusstest ab, der das Sprachniveau B1 belegen soll. Wird dieses Sprachniveau nicht 
erreicht, kann ein Antrag auf einmalige Wiederholung von 300 Unterrichtseinheiten ge-
stellt werden. Die Wiederholung schließt noch einmal mit einer kostenlosen Sprachprü-
fung ab. 
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Teilnehmer austauschen. Auch sollten die Jobcenter die Bildungsträger stärker 

in die Pflicht nehmen, vor der betrieblichen Erprobung die Erreichbarkeit des 

Arbeitgebers für den Teilnehmer zu prüfen. Den Teilnehmern ist zu verdeutli-

chen, dass tägliche Fahrzeiten im Tagespendelbereich grundsätzlich zumutbar 

sind.32 Bei Bedarf kann die Maßnahme auch in einer Teilzeitvariante angeboten 

werden. 

 Stellungnahme der Bundesagentur 

Die Bundesagentur hat mitgeteilt, sie stimme mit uns überein, dass der beglei-

tende Spracherwerb eine wichtige und unverzichtbare Komponente der Maß-

nahme Kommit darstelle, die Vorrang habe. Sofern Sprachdefizite vorlägen 

und diese die Heranführung an den Arbeitsmarkt erschwerten, dürfe nicht 

pauschal auf den Spracherwerb verzichtet werden. Ebenso hat sie in ihrer 

Stellungnahme unsere Einschätzung geteilt, dass die Integrationsfachkraft in 

der jeweiligen Förderentscheidung eine Aussage zur Möglichkeit und Erforder-

lichkeit eines begleitenden Sprachkurses – unter Berücksichtigung der Belast-

barkeit des Teilnehmenden sowie der lokalen Verhältnisse – zu treffen und do-

kumentieren habe. Dies würde im Rahmen der Fachaufsicht durch die ver-

laufsbezogene Kundenbetrachtung nachgehalten. Da nach Auffassung der 

Bundesagentur zwischenzeitlich auch ein ausreichendes (regionales) Angebot 

an Sprachkursen bestehe, sei es einfacher als zuvor, die oben beschriebenen 

Problematiken aufzulösen beziehungsweise ganz zu vermeiden. 

Das Jobcenter D habe die Maßnahmebetreuung umorganisiert und die Fach-

aufsicht verbessert. Nunmehr würden die Zuweisungsvoraussetzungen der 

Teilnehmenden konsequent geprüft und nachgehalten. Zudem würden durch 

das Maßnahmeteam Maßnahmeinhalte, Konzepte und Zielstellungen aufberei-

tet und den Integrationsfachkräften vorgestellt. 

Das Jobcenter A habe eingeräumt, Teilnehmende mit nicht abgeschlossenem 

Integrationskurs fälschlich dem Personenkreis 1 zugeordnet zu haben. Bei die-

sen Personen habe das Jobcenter den Spracherwerb zwischenzeitlich sicherge-

stellt. 

                                       
32  Aufgrund der Nichtanwendbarkeit des § 140 Absatz 4 SGB III auf den hier vorliegenden 

Personenkreis ist eine einzelfallbezogene Prüfung am Maßstab des § 10 SGB II durchzu-
führen. 
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Unserer Auffassung, dass Personen nicht der Maßnahme zugewiesen werden 

sollten, wenn diese bereits über ein besseres Sprachniveau als A 2 verfügen, 

hat die Bundesagentur widersprochen. Sie hat dargelegt, dass bei entspre-

chendem Bedarf der grundlegende Spracherwerb (Integrationskurs) grund-

sätzlich Vorrang vor der Teilnahme an einer arbeitsmarktpolitischen Maß-

nahme habe. Sprachkompetenz sei wichtig, damit die Teilnehmenden den 

Maßnahmeinhalten gut folgen und diese erfolgreich absolvieren könnten. Die 

Bundesagentur gibt aber zu bedenken, dass auch die Teilnahme an arbeits-

marktpolitischen Maßnahmen bereits erworbenen Sprachkenntnisse festigen, 

weiterentwickeln und Integrationschancen deutlich verbessern könne. 

 Abschließende Würdigung 

Die von der Bundesagentur und den Jobcentern A und D eingeleiteten und an-

gekündigten Maßnahmen lassen eine Verbesserung der Zuweisungspraxis er-

warten.  

Aufgrund der überzeugenden Ausführungen der Bundesagentur, dass Personen 

mit einem besseren Sprachniveau als A 2 durch die Teilnahme an arbeits-

marktpolitischen Maßnahmen bereits erworbenen Sprachkenntnisse festigen, 

weiterentwickeln und ihre Integrationschancen deutlich verbessern können, 

sehen wir davon ab, den Sachverhalt weiterzuverfolgen und schließen die 

Textziffer 2 ab.  

3 Unzureichende Bedarfsplanung  

 Ausgangslage 

Gemäß des wortgleichen § 5 Absatz 1 Satz 2 der von allen Jobcentern abge-

schlossenen Rahmenverträge33 hat „der Auftragnehmer gegenüber dem Auf-

traggeber einen Anspruch auf Vergütung der ersten Rate der Aufwandspau-

schale in Höhe der Mindestteilnehmerzahl je Maßnahme“. 

                                       
33 Rahmenvertrag Kooperationsmodell mit berufsanschlussfähiger Weiterbildung (Kommit) 

nach § 16 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) i. V. m. § 45 Absatz 1  
Satz 1 SGB III Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III), Stand: 11. November 2016; 
Rahmenvertrag für die Maßnahmenkombination Kommit („Kümmererfunktion“ während 
der Maßnahmenteile im Betrieb im Rahmen des Kooperationsmodells) nach § 16  
Absatz 1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) i. V. m. § 45 Absatz 1 Satz 1 SGB III 
Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III), Stand: 7. Mai 2018. 
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 Feststellung 

In einer von 18 geprüften Maßnahmen (5 %) wurde die Mindestteilnehmerzahl 

nicht erreicht. 

Jobcenter C verpflichtete sich vertraglich zu einer Mindestabnahmezahl von 

168 Teilnehmern innerhalb des Zuweisungskorridors vom 4. Oktober 2018 bis 

zum 3. Oktober 2019. Tatsächlich konnte das Jobcenter C innerhalb des Zu-

weisungskorridors 157 Teilnehmer einmünden lassen. Die einmalige Auf-

wandspauschale je Teilnehmer belief sich auf 1 564,00 Euro (brutto). Die erste 

Rate wurde hier vertraglich auf 60 % der Aufwandspauschale, mithin auf 

938,40 Euro (brutto), festgesetzt. Die Kosten der Unterauslastung beziffern 

sich somit auf 10 322,40 Euro (brutto). 

Das Jobcenter C entschied sich ungeachtet der Unterauslastung erneut für  

die Maßnahme. Für den Zuweisungskorridor 4. Oktober 2019 bis zum 3. Okto-

ber 2020 war abermals eine unveränderte Mindestabnahmezahl von 168 Teil-

nehmern vorgesehen. Es hätten also im Schnitt 14 Teilnehmer je Monat ein-

münden müssen. Im ersten Monat der Maßnahme konnten drei Teilnehmer in 

die Maßnahme einmünden. Der Monatsdurchschnitt wurde also bereits im ers-

ten Monat der Maßnahme um 11 Teilnehmer verfehlt. 

 Würdigung  

Wir haben beanstandet, dass das Jobcenter C aufgrund der einjährigen Lauf-

zeit der Maßnahme „Kommit“ genügend Zeit hatte, Erfahrungen mit dieser 

Maßnahme zu sammeln. Daher war es nicht ohne Weiteres verständlich, wes-

halb die Mindestabnahmezahl trotz Nichtauslastung der Vormaßnahme gleich-

geblieben war. Möglicherweise hatte das Jobcenter C seine Erfahrungen und 

Erkenntnisse bei der Bedarfsplanung nicht genügend berücksichtigt oder zu 

hohe Zugänge Geflüchteter prognostiziert. Mit dieser Prognose hätte es sich 

von den übrigen geprüften Jobcentern unterschieden. Diese erklärten überein-

stimmend, dass immer seltener Leistungsberechtigte zur Verfügung stünden, 

die das angestrebte Sprachniveau von A2 oder B1 hätten. Dies sei mit dem 

abnehmenden Flüchtlingszustrom und der Tatsache zu erklären, dass fast alle 

Leistungsberechtigten mit diesem Sprachniveau bereits vermittelt worden 

seien oder bereits an „Kommit“ teilgenommen hätten. 
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Um absehbare Minderauslastungen zu vermeiden, haben wir angeregt, die 

Jobcenter anzuhalten, den Bedarf an Maßnahmeplätzen künftig unter Berück-

sichtigung aller Umstände so treffsicher wie möglich zu ermitteln. 

Wir haben um Mitteilung gebeten, wie sich die Auslastungsquote der neu ein-

gekauften Maßnahme des Jobcenters vom Beginn der Maßnahme bis heute 

entwickelt hat. 

 Stellungnahme der Bundesagentur 

Die Bundesagentur hat uns darin zugestimmt, dass sowohl bei der Planung als 

auch beim Einkauf von Maßnahmen auf den Bedarf zu achten sei. Sie hat be-

tont, dass allein das Jobcenter C das geringere Teilnehmerpotenzial bei der 

Maßnahmeplanung nicht ausreichend berücksichtigt hatte. 

Im Jobcenter C werde die Auslastung der Maßnahme „Kommit“ durch ein in-

ternes 14-tägigen Eintrittscontrollings sowie einer monatlichen Auslastungs-

übersicht überwacht. Mit Stand 31. März 2020 habe im Soll/Ist-Vergleich eine 

geringe Abweichung von nur drei Eintritten vorgelegen. Bei der Beschaffung 

einer möglichen Anschlussmaßnahme wolle das Jobcenter C die Auslastung der 

laufenden Maßnahme – unter Gewichtung Corona-bedingter Besonderheiten – 

berücksichtigen. 

Darüber hinaus habe die Bundesagentur das Thema „Bedarfsplanung und Um-

setzung von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen" als eines der aktuellen ope-

rativen Top-Risiken im Bereich Markt und Integration SGB II / SGB III identifi-

ziert. Sie nehme die festgestellten Handlungsbedarfe bei der risikoorientierten 

Qualitätssicherung zum Anlass, entsprechende Handlungsableitungen auch für 

andere Vergabemaßnahmen zu treffen. 

 Abschließende Würdigung 

Die Feststellungen des Bundesrechnungshofes bezogen sich ausschließlich, auf 

das Jobcenter C. Alle anderen geprüften Jobcenter hatten das geringere Teil-

nehmerpotenzial bei der Planung von Folgemaßnahmen berücksichtigt. 

Auch das Jobcenter C will nunmehr die Auslastung bei einer möglichen An-

schlussmaßnahme berücksichtigen. Daher und aufgrund der inzwischen ver-

besserten Auslastungsquote des Jobcenters C erklären wir die Textziffer 3 für 

erledigt. 
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Die Absicht der Bundesagentur, entsprechende Handlungsableitungen auch für 

andere Vergabemaßnahmen zu treffen, bewerten wir positiv. 

4 Wirksamkeit ist motivations- und sprachabhängig  

 Ausgangslage  

Die Bundesagentur hat für das Sprachniveau als Zuweisungsvoraussetzung die 

Formulierung „in der Regel sollte“34 verwendet. Dies entspricht einem einge-

räumten vorgeprägten (intendierten) Ermessen35. Der vorgesehene Regelfall 

ist insoweit ein Sprachniveau A2. Besondere Gründe, um eine abweichende 

Entscheidung zu rechtfertigen, werden nicht benannt. 

 Feststellung 

Motivation und Zusammensetzung der Teilnehmer 

Nach Aussagen der Jobcenter war der weit überwiegende Teil der Teilnehmen-

den motiviert. Motivationsgrundlage war primär der Wunsch, durch Arbeitsauf-

nahme mehr Geld zu erhalten. 

In 187 von 265 Fällen (71 %) hatten die Teilnehmer ein dokumentiertes 

Sprachniveau besser als A2.36 In 58 von 265 Fällen (22 %) war es mit A2 an-

gegeben. In neun von 265 Fällen (3 %) lag das Sprachniveau der Teilnehmer 

unter A2. In elf Fällen (4 %) war es nicht dokumentiert. 

  

                                       
34  Vgl. Produktinformation Dezember 2018, S.2, Punkt Zielgruppe. 
35  Auch rechtlich gebundenes Ermessen genannt. 
36  Arbeitslose geringqualifizierte mit deutscher Staatsangehörigkeit wurden, soweit ihr 

Sprachniveau nicht anderweitig belegt war, der Vergleichsgruppe „Sprachniveau besser 
als A2“ zugerechnet. Alle Teilnehmer dieses Sprachniveaus gehörten dem Personen- 
kreis 1 an.  
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Das nachfolgende Diagramm 1 zeigt das vorhandene Sprachniveau bei Ein-

mündung in die Maßnahme. 

 

Teilnehmer mit Sprachniveau unter A2 konnten nur schwer integriert 
werden 

In einem Fall von neun Fällen (11 %), in welchen die Teilnehmer ein Sprachni-

veau unter A2 aufwiesen, befand sich der Leistungsberechtigte sechs Monate 

nach Ende der Maßnahme in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-

gung. Keiner der Teilnehmer mit diesem Sprachniveau befand sich nach sechs 

Monaten in einer abschlussorientierten beruflichen Aus- oder Weiterbildung. 

In fünf der neun Fälle (56 %) brachen die Teilnehmer die Maßnahme vorzeitig 

ab. Keiner der Abbrüche war der Aufnahme einer sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigung geschuldet. 

Teilnehmer mit Sprachniveau A2 ließen sich gut integrieren 

In 14 von 58 Fällen (24 %), in welchen die Teilnehmer das Sprachniveau A2 

aufwiesen, befanden sich die Leistungsberechtigten sechs Monate nach Ende 

der Maßnahme in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. In vier 

Diagramm 1: 

 

Sprachniveau bei Einmündung in „Kommit“ 

 

 
Quelle: Bundesrechnungshof, eigene Darstellung 
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von 58 Fällen (7 %) befanden sie sich in einer abschlussorientierten berufli-

chen Aus- oder Weiterbildung. 

In 20 der 58 Fälle (34 %) brachen sie die Maßnahme vorzeitig ab, davon in 

sechs Fällen (30 %) wegen der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigung. In zwei dieser sechs Fälle waren die Arbeitgeber der betriebli-

chen Erprobung die späteren Arbeitgeber.  

Sprachniveau besser als A2 führt nicht zu signifikant höherer Integra-
tionsquote 

In 52 von 187 Fällen (28 %), in welchen die Teilnehmer ein Sprachniveau bes-

ser als A2 aufwiesen, befanden sich die Leistungsberechtigten sechs Monate 

nach Ende der Maßnahme in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-

gung. In 12 von 187 Fällen (6 %) befanden sich die Leistungsberechtigten 

nach sechs Monaten in einer abschlussorientierten beruflichen Aus- oder Wei-

terbildung. 

In 63 der 187 Fälle (34 %) brachen sie die Maßnahme vorzeitig ab, davon in 

26 Fällen (41 %) aufgrund der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigung / Ausbildung. In sechs dieser 26 Fälle (23 %) waren die Arbeit-

geber der betrieblichen Erprobung die späteren Arbeitgeber.  

Das nachfolgende Diagramm 2 zeigt den Verbleib und die Abbruchquote der 

Teilnehmer in Abhängigkeit vom Sprachniveau. 
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Diagramm 2: 

Verbleib und Abbruchquote aller Teilnehmer „Kommit“ 

 
Quelle: Bundesrechnungshof, eigene Darstellung 

Flüchtlinge mit einem Sprachniveau besser als A2 eher zu vermitteln 
als geringqualifizierte deutsche Teilnehmer 

Von den 187 Fällen, in welchen die Leistungsberechtigten ein Sprachniveau 

besser als A2 aufwiesen, waren die Teilnehmer in 57 Fällen (30 %) Deutsche37 

und in 130 Fällen (70 %) Nichtdeutsche. In 114 Fällen (88 %) hatten diese 

Nichtdeutschen einen Fluchthintergrund, in 16 Fällen (12 %) fehlte ein sol-

cher.38 

In 36 von 114 Fällen (32 %), in denen die Teilnehmer einen Fluchthintergrund 

hatten, befanden sich die Leistungsberechtigten nach sechs Monaten in einer 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, in zehn von 114 Fällen (9 %) in 

einer abschlussorientierten beruflichen Aus- oder Weiterbildung. In einem Fall 

wurde eine selbstständige Erwerbstätigkeit von mindestens 15 Stunden/Woche 

aufgenommen. 

                                       
37  In einem Fall hatte ein Leistungsberechtigter die deutsche Staatsangehörigkeit über 

seine Großeltern erworben, hatte aber nur das Sprachniveau A2. 
38  Aufenthalt im Bundesgebiet aufgrund von Visum, Aufenthaltserlaubnis (nicht nach  

§ 18a, 22 – 26 AufenthG), Niederlassungserlaubnis oder als Staatsangehörige innerhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraums.  
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Von den 114 Leistungsberechtigten mit Fluchthintergrund brachen 31 (27 %) 

die Maßnahme vorzeitig ab. Hiervon nahmen 15 Leistungsberechtigte (48 %) 

eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf. 

10 von 57 Leistungsberechtigten mit deutscher Staatsangehörigkeit (18 %) 

befanden sich nach 6 Monaten in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf-

tigung, in einem von 57 Fällen in einer abschlussorientierten beruflichen Aus- 

oder Weiterbildung. 

In 27 der 57 Fälle (47 %) mit einem Teilnehmer mit deutscher Staatsangehö-

rigkeit kam es zu einem vorzeitigen Maßnahmeabbruch. Sieben Leistungsbe-

rechtigten (26 %) gelang die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigung. 

Das nachfolgende Diagramm 3 zeigt den Verbleib 6 Monate nach Ende der 

Maßnahme unterschieden nach den geringqualifizierten deutschen Staatsange-

hörigen und den Teilnehmern mit Fluchthintergrund und einem Sprachniveau 

besser als A2. Die Fälle von Erwerbsminderung, geringfügiger Beschäftigung, 

der Teilnahme an einem Integrationskurs/DeuFöV, der Pflege hilfsbedürftiger 

Angehöriger, selbstständiger Erwerbstätigkeit oder der Teilnahme an sonstigen 

Maßnahmen sind unter der Rubrik „Sonstiges“ zusammengefasst dargestellt.  
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Diagramm 3: 

Verbleib 6 Monate nach Maßnahmeende „Kommit“ bei  
Sprachniveau besser als A2 

 
Quelle: Bundesrechnungshof, eigene Darstellung 

 Würdigung  

Wir haben die Auffassung vertreten, dass die Maßnahme „Kommit“ ein strate-

gisches Instrument für Leistungsberechtigte ist, die arbeiten wollen und be-

reits eine Arbeitsmarktnähe aufweisen.  
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Übergang in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung kompensiert. Das 

Ziel der Maßnahme wurde mithin weit überwiegend nicht erreicht.  

Wir haben empfohlen, die Jobcenter anzuhalten, Teilnehmer ohne nachgewie-

senes Sprachniveau A2 nicht mehr in die Maßnahme „Kommit“ einmünden zu 

lassen. Dazu sollte in der Produktinformation auf die Verwendung eines vorge-

prägten Ermessens verzichtet und die zurzeit verwendete Soll-Bestimmung 

durch eine Muss-Bestimmung („Es muss mindestens Sprachniveau A2 vorlie-

gen“) ersetzt werden. 

  

65%

27%

18%

32%

2%

9%
15%

32%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

Geringqualifizierte
Deutsche

Flüchtlinge mit
Sprachniveau >A2

Arbeitslos Soz.-pfl. Beschäftigung Aus-/Weiterbildung Sonstiges



27 
 
 

 

Teilnehmer mit flucht- oder migrationsbedingten Vermittlungshemmnissen und 

dem Sprachniveau A2 mündeten annähernd genauso häufig in eine sozialver-

sicherungspflichtige Beschäftigung ein oder nahmen eine abschlussorientierte 

berufliche Aus- oder Weiterbewilligung auf wie Teilnehmer mit dem Sprachni-

veau besser A2. Nur bei der Aufnahme einer abschlussorientierten beruflichen 

Aus- oder Weiterbildung zeigten sich Unterschiede. Diese gelang bei einem 

Sprachniveau besser als A2 häufiger. Das Ziel der Maßnahme – die Integration 

durch Aufnahme einer auch niederschwelligen sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigung – wird ab A2 erreicht. 

Wir haben die Zielerreichung jedoch nicht eindeutig auf die Maßnahme  

„Kommit“ zurückführen können. Nur in wenigen Fällen war der spätere Arbeit-

geber deckungsgleich mit dem Arbeitgeber der betrieblichen Erprobung. Auch 

in den Fällen, in denen die Maßnahme zur Aufnahme einer sozialversiche-

rungspflichten Beschäftigung abgebrochen wurde, war dies weit überwiegend 

nicht der Fall. Oft erfolgte die Einstellung ohne vorangegangene betriebliche 

Erprobung und auch in von der Branche der betrieblichen Erprobung abwei-

chenden Tätigkeitsfeldern. 

Die Motivation der Teilnehmenden war überwiegend als hoch einzuschätzen. 

Einen Motivationsverlust aufgrund der Dauer des Leistungsbezuges konnten 

wir nicht feststellen. Motivationsquelle war primär der Wunsch, durch Arbeits-

aufnahme mehr Geld zu erhalten. Dieser Vorteil konnte den Teilnehmern durch 

die IFK problemlos vermittelt werden. Diese grundsätzlich bestehende Motiva-

tion gilt es zu nutzen und durch passgenaue Vermittlungstätigkeit zu kanalisie-

ren. 

Geringqualifizierte deutsche Staatsangehörige mündeten seltener in eine sozi-

alversicherungspflichte Beschäftigung ein, als die Vergleichsgruppe der Flücht-

linge mit Sprachniveau besser als A2. Dies ist auch auf die höhere Abbruch-

quote zurückzuführen. 

Wir haben empfohlen darauf hinzuwirken, die für die Maßnahme vorgesehenen 

deutschen Teilnehmer besonders sorgfältig auszuwählen. Hierbei sind sämtli-

che bekannten Umstände zu berücksichtigen. Insbesondere ist dabei auf Moti-

vation und das private Umfeld zu achten. 
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 Stellungnahme der Bundesagentur 

Die Bundesagentur hat erklärt, sie teile unsere Auffassung, dass ausreichende 

Sprachkenntnisse für eine erfolgreiche Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen erforderlich seien.  

Nach Auffassung der Bundesagentur zeigten die Prüfungserkenntnisse, dass 

Teilnehmende mit einem Sprachniveau schlechter als A2 das Maßnahmeziel 

von „Kommit“ i. d. R. nicht erreichen. Dennoch sei aus Sicht der Bundesagen-

tur eine Anpassung der Produktinformation nicht geboten. Bereits jetzt sei da-

rin geregelt, dass die Teilnehmenden über deutsche Sprachkenntnisse verfü-

gen müssen, die es zulassen, den Inhalten der Maßnahme zu folgen. Des Wei-

teren sei definiert, dass dafür in der Regel mindestens das Sprachniveau A2 

vorliegen müsse. Die vom Bundesrechnungshof geprüften Fälle zeigten, dass 

dies von den Jobcentern entsprechend berücksichtigt und umgesetzt werde. 

Nur in 9 Fällen (3 %) habe kein dokumentiertes Sprachniveau A2 vorgelegen. 

Im Gegensatz zum Bundesrechnungshof sehe die Bundesagentur ein Zertifikat 

über das Sprachniveau nicht als Teilnahmevoraussetzung an. Es gebe Perso-

nengruppen, die keinen Zugang zu Integrationskursen hätten und auf andere 

Art und Weise Sprachkenntnisse erwerben, dies aber nicht entsprechend bele-

gen könnten. Soweit die Integrationsfachkraft auf Grundlage des Beratungsge-

spräches einschätze, dass das Sprachniveau des potenziell Teilnehmenden 

ausreichend sei, um den Maßnahmeinhalten folgen zu können, gäbe es keinen 

Grund, dieser Person den Zugang zur Maßnahme zu verschließen.  

Auch würde in diesen Einzelfällen den Menschen die Chance genommen, durch 

den Maßnahmeträger gut vorbereitet und frühzeitig in Kontakt mit Arbeitge-

bern zu treten, mit dem Ziel, in ein versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis 

einzumünden. 

 Abschließende Würdigung 

Aufgrund der Stellungnahme der Bundesagentur halten wir an unserer Emp-

fehlung, Teilnehmer ohne nachgewiesenes Sprachniveau A2 nicht mehr in die 

Maßnahme „Kommit“ einmünden zu lassen, nicht fest. Die Bundesagentur hat 

überzeugend dargelegt, dass ansonsten Personen der Zugang zur Maßnahme 

verschlossen bleibt, die zwar über ausreichende Sprachkenntnisse verfügen, 

dies aber nicht entsprechend belegen können. 
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Auf unsere weitere Empfehlung, die für die Maßnahme vorgesehenen deut-

schen Teilnehmer besonders sorgfältig auszuwählen, ist die Bundesagentur in 

ihrer Stellungnahme nicht kontrovers eingegangen. Wir erwarten daher, dass 

sie unserer Empfehlung folgt und erklären die Textziffer für erledigt. 

5 Betriebliche Erprobung erfolgt zu selten  

 Ausgangslage  

Die betriebliche Erprobung ist Kern der Maßnahme „Kommit“. Sie ist unabhän-

gig davon, ob der Teilnehmer zum Personenkreis 1 oder 2 gehört.  

Die Bundesagentur koppelt die Auszahlung der zweiten Rate der vertraglich 

festgelegten Aufwandspauschale daran, ob eine betriebliche Erprobung durch-

geführt wurde. Die bis zum 31. Dezember 2017 geschlossenen Rahmenver-

träge sahen vor, dass die erste Rate in Höhe von 40 % der Aufwandspau-

schale bei Antritt der Maßnahme fällig wurde. Die zweite Rate in Höhe von  

60 % der Aufwandspauschale war nach Austritt aus der Maßnahme fällig, 

wenn eine betriebliche Erprobung im Umfang von mindestens vier Wochen 

durchgeführt wurde. 

Für die ab dem 1. Januar 2018 geschlossenen Rahmenverträge ist vorgese-

hen, dass die erste Rate in Höhe von 60 % der Aufwandspauschale bei Antritt 

der Maßnahme fällig wird. Die zweite Rate in Höhe von 40 % der Aufwands-

pauschale ist nach Austritt aus der Maßnahme fällig, wenn eine betriebliche 

Erprobung im Umfang von mindestens zwei Wochen durchgeführt wurde39. 

 Feststellung 

In 61 von 265 Fällen (23 %) erfolgte keine betriebliche Erprobung. In 24 die-

ser 61 Fälle ist dies auf den Abbruch40 der Maßnahme noch während der maxi-

mal vierwöchigen Einführungsphase zurückzuführen. Lässt man diese Fälle un-

berücksichtigt, verbleiben 37 Fälle (14 %), in denen die Bildungsträger das 

                                       
39  Vgl. Rahmenvertrag (nachfolgend „Vertrag“ genannt) für die Maßnahmekombination 

Kommit („Kümmererfunktion“ während der Maßnahmeteile im Betrieb im Rahmen des 
Kooperationsmodells) nach § 16 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) 
i. V. m. § 45 SGB III Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III), §26 Besonderheiten der 
Vergütung. 

40  Aufgrund von Fehlzeiten des Teilnehmers, der Aufnahme einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung, der Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit über  
15h/Woche, einer Arbeitsunfähigkeit von mehr als 6 Wochen oder von Sprachproblemen 
des Teilnehmers.  
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vorrangige Maßnahmeziel einer betrieblichen Erprobung der Teilnehmer ver-

fehlten. In 54 von 265 Fällen (20 %) ist aufgrund der Falldokumentation keine 

gesicherte Aussage möglich, ob eine betriebliche Erprobung erfolgt ist. 

Die Bildungsträger wählten teilnehmer- und maßnahmeabhängig zwischen 

mehrwöchigen Einzelpraktika und mehreren meist zweiwöchigen Kurzpraktika. 

Hierdurch lässt sich eine durchschnittliche Maßnahmendauer nicht bestimmen. 

In sämtlichen geprüften Maßnahmen, die einen Rahmenvertrag bis zum 

31. Dezember 2017 als Grundlage hatten, wurde entsprechend der Regelung 

des § 26 Absatz 1 dieser Verträge die Durchführung der betrieblichen Erpro-

bung mit 60 % vergütet. Maßnahmen mit einem Rahmenvertrag aus dem  

Jahr 2018 vergüteten die betriebliche Erprobung entsprechend der neuen Fas-

sung des § 26 Absatz 1 des Rahmenvertrags mit 40 %. Gleichzeitig wurde die 

Vergütung für die betriebliche Erprobung bereits nach zwei-wöchigem Prakti-

kum ermöglicht.  

 Würdigung  

Wir haben beanstandet, dass die Maßnahme im Fall fehlender betrieblicher Er-

probung einem kostenintensiven, langen Bewerbungstraining gleicht. 

Wir haben die Auffassung vertreten, dass ein reines Bewerbungstraining zum 

Preis der ersten Rate der einmaligen Aufwandspauschale einen Verstoß gegen 

die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit41 darstellt. Hat die IFK 

begründete Zweifel, dass es aufgrund unrealistischer Berufswünsche, gesund-

heitlicher Einschränkungen, unzureichender Sprachkenntnisse oder der bisher 

gezeigten Motivation nicht zu einer betrieblichen Erprobung kommen wird, 

dürfen die Teilnehmer nicht ungeprüft in die Maßnahme einmünden. In diesem 

Fall haben wir empfohlen, von vorneherein auf günstigere kürzere Maßnah-

men42 auszuweichen. Auch die Einschaltung des Berufspsychologischen Ser-

vices der Bundesagentur zur Feststellung von Deutschkenntnissen oder der 

Durchführung von Berufswahltests bietet sich in diesen Fällen an. Sollten sich 

die Zweifel dort nicht erhärten, kann eine Einmündung in die Maßnahme 

„Kommit“ mit einer verkürzten Eingangsphase erfolgen. 

                                       
41 § 7 Absatz 1 Satz 1 Bundeshaushaltsordnung, § 3 Absatz 1 Satz 4 SGB II. 
42 Z. B. die Maßnahme Bewerbercenter mit einer individuellen Teilnahmedauer je nach 

Förderbedarf zwischen einem Tag und maximal zwei Wochen. 
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Wir waren der Auffassung, dass mit der neuen Fassung von § 26 Absatz 1 des 

Rahmenvertrages die Dauer der betrieblichen Erprobung von mindestens vier 

Wochen auf mindestens zwei Wochen herabgesetzt wurde. 

Wir haben daher empfohlen, § 26 Absatz 1 des Rahmenvertrages anzupassen. 

In der Rückkehr zur alten Fassung haben wir einen stärkeren finanziellen An-

reiz für die Bildungsträger gesehen, eine vierwöchige betriebliche Erprobung 

durchzuführen. Auch haben wir ein vierwöchiges Praktikum eher als geeignet 

angesehen, Integrationsfortschritte im sprachlichen und beruflichen Bereich zu 

erzielen, als ein zweiwöchiges. Ein weiteres Argument haben wir in der mögli-

chen Kostenreduzierung im Falle einer Unterauslastung gesehen, da in diesem 

Fall nur die dann geringere erste Rate von 40% der einmaligen Aufwandspau-

schale zu zahlen ist.  

 Stellungnahme der Bundesagentur 

Die Bundesagentur hat in ihrer Stellungnahme hervorgehoben, dass die be-

triebliche Erprobung das Kernelement von „Kommit“ bilde. Daher hätten die 

Jobcenter darauf hinzuwirken, dass Maßnahmeteile beim Arbeitgeber absol-

viert und durch die Integrationsfachkräfte hinreichend dokumentiert werden. 

Nach den in der Produktinformation zu „Kommit“ festgelegten Regelungen be-

trage die Dauer der betrieblichen Erprobung mindestens vier Wochen. Ledig-

lich bei der Vergütung werde darauf verwiesen, dass die zweite Rate der Auf-

wandspauschale nach Austritt des Teilnehmers aus der Maßnahme gezahlt 

werde. Dies sei jedoch nur der Fall, wenn eine betriebliche Erprobung von 

mindestens zwei Wochen stattgefunden habe. Die daraus abgeleitete Schluss-

folgerung, dass die betriebliche Erprobung auf Grundlage des neuen Rahmen-

vertrages auf zwei Wochen verkürzt worden sei, sei daher nicht zutreffend. 

Vielmehr müsse der Träger auch nach der Neufassung von § 26 Absatz 1 des 

Rahmenvertrages ein mindestens vierwöchiges Praktikum bereitstellen43. Nur 

in Fällen, in welchen der Träger einen Abbruch durch den Teilnehmenden nach 

mindestens zwei Wochen nicht zu vertreten habe, werde bei einem kürzeren 

Praktikum die zweite Rate in voller Höhe gezahlt. 

  

                                       
43  Welches sich ggf. aus mehreren kürzeren betrieblichen Erprobungsphasen zusammen-

setzen könne. 
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Die Intention für die ursprüngliche Vergütungsregelung (1. Rate 40% nach 

Eintritt in die Maßnahme; 2. Rate 60% nach individuellem Austritt des Teilneh-

menden aus der Maßnahme) sei als Anreiz und Steuerungselement gedacht 

gewesen, den Schwerpunkt der Maßnahme für Träger in die Begleitung der be-

trieblichen Erprobung (,,Kümmererfunktion") zu legen. Nach der ersten Aus-

schreibungswelle habe sich jedoch herausgestellt, dass dies zu sehr hohen 

Maßnahmepreisen geführt habe. Die Anpassung des Rahmenvertrages  

(1. Rate 60 %; 2. Rate 40 %) habe das Ziel gehabt, wirtschaftlichere Ange-

botspreise zu erzielen. 

Auf Grundlage aktueller Auswertungen zur Entwicklung der Maßnahmepreise 

und der rechtskreisübergreifenden gesunkenen Inanspruchnahme von  

„Kommit" prüfe die Bundesagentur weitere Anpassungen der Vertrags- und 

Vergütungsregelungen. 

 Abschließende Würdigung 

Die Ausführungen der Bundesagentur verdeutlichen, dass sie weiterhin an ei-

ner mindesten vierwöchigen betrieblichen Erprobung festhält. Diese sei auch 

Voraussetzung, dass ein Träger den Zuschlag für die Durchführung einer 

„Kommit“-Maßnahme erhalte und sei durch die Integrationsfachkräfte nachzu-

halten und hinreichend zu dokumentieren. 

Die Erläuterung, dass „nur in Fällen, in welchen der Träger einen Abbruch 

durch den Teilnehmenden nach mindestens 2 Wochen nicht zu vertreten habe, 

bei einem kürzeren Praktikum die zweite Rate in voller Höhe gezahlt werde“, 

haben wir aus § 26 Absatz 1 des Rahmenvertrages nicht eindeutig herausgele-

sen. Dies führte in unserer vorläufigen Würdigung zu einer anderen Einschät-

zung. Hieran halten wir nicht fest. 

Ebenso gingen wir, wie zunächst die Bundesagentur, davon aus, dass die ur-

sprüngliche Vergütungsregelung (1. Rate 40 % nach Eintritt in die Maßnahme; 

2. Rate 60 % nach individuellem Austritt des Teilnehmenden aus der Maß-

nahme) einen stärkeren finanziellen Anreiz für die Bildungsträger bietet, eine 

längere betriebliche Erprobung durchzuführen und damit ihrer „Kümmerer-

funktion“ besser gerecht zu werden.   
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Vor dem Hintergrund, dass die Bundesagentur die Regelungen des Rahmen-

vertrages aus Gründen der Wirtschaftlichkeit angepasst hat, um den sehr ho-

hen Maßnahmepreisen der ersten Ausschreibungswelle entgegenzuwirken, se-

hen wir von unserer Empfehlung ab, zu der alten Fassung des Rahmenvertra-

ges zurückzukehren. 

Die von der Bundesagentur angekündigte Prüfung weiterer Anpassungen der 

Vertrags- und Vergütungsregelungen im Hinblick auf die gesunkene Inan-

spruchnahme von „Kommit" halten wir für sachgerecht. Wir schließen die 

Textziffer hiermit ab. 

6 Maßnahmeabbruch, Fehlzeiten und Sanktionen   

 Ausgangslage  

Die Leistungsberechtigten verletzen ihre Pflichten, wenn sie sich trotz schriftli-

cher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis weigern, in der Ein-

gliederungsvereinbarung festgelegte Pflichten zu erfüllen44 oder eine zumut-

bare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, abbrechen oder 

Anlass für den Abbruch geben.45 Dies gilt nicht, wenn sie einen wichtigen 

Grund für ihr Verhalten darlegen und nachweisen.46 Bei einer Pflichtverletzung 

mindert sich der Anspruch auf Arbeitslosengeld II.47 

Die Bildungsträger sind grundsätzlich verpflichtet, bei einem unentschuldigten 

Fehlen das Jobcenter unverzüglich, spätestens am darauffolgenden Tag, zu in-

formieren.48 

 Feststellung 

Fehlzeiten zu selten kommuniziert und thematisiert 

In 107 von 265 Fällen (40 %) wurden unentschuldigte Fehlzeiten in VerBIS  

oder dem Bildungsträgerbericht dokumentiert. In 42 von 265 Fällen (16 %) 

lässt die Falldokumentation nicht erkennen, ob es zu unentschuldigten Fehlzei-

ten gekommen ist. 

                                       
44  § 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 SGB II. 
45  § 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 SGB II. 
46  § 31 Absatz 1 Satz 2 SGB II. 
47  § 31a SGB II. 
48  Leistungsbeschreibung, B.1.6 Durchführung der Maßnahme – Teilnehmerbezogene Be-

richte. 
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In 60 von 107 Fällen (56 %), in denen es zu unentschuldigten Fehlzeiten kam, 

war der Falldokumentation eine Information des Bildungsträgers an das Job-

center hierüber außerhalb des abschließenden Bildungsträgerberichts nicht zu 

entnehmen. Unklar blieb in diesem Zusammenhang, ob die Bildungsträger ge-

gen ihre Informationspflicht verstießen oder deren Meldung durch die Integra-

tionsfachkraft nicht dokumentiert wurde. 

In 48 dieser 60 Fälle (80 %) vermerkte die IFK die unentschuldigten Fehlzei-

ten in VerBIS nicht. In 23 dieser 48 Fälle (48 %) fand ein Abschlussgespräch 

statt. Die Fehlzeiten wurden auch nicht im Vermerk über das Abschlussge-

spräch notiert. Es ist daher davon auszugehen, dass die im Bildungsträgerbe-

richt vermerkten unentschuldigten Fehlzeiten im abschließenden Beratungsge-

spräch mit der IFK nicht thematisiert wurden. 

Fehlzeiten durch Jobcenter nicht sanktioniert 

Sanktionsverfahren leiteten die Jobcenter ausschließlich ein, wenn die unent-

schuldigten Fehlzeiten zu einem Maßnahmeabbruch geführt hatten. 

Die Jobcenter nahmen hierbei einen Maßnahmeabbruch aufgrund von Fehlzei-

ten unter unterschiedlichen Voraussetzungen an. Bei den meisten Jobcentern 

(Jobcenter C, D und E) erfolgte zunächst eine Kontaktaufnahme durch den Bil-

dungsträger parallel zu einer Einladung durch die IFK. Unterblieb eine Rück-

meldung oder setzten sich die Fehlzeiten trotz der dort ausgesprochenen Ab-

mahnung weiter fort, führte dies zum Maßnahmeabbruch. Bei Jobcenter A er-

folgte die Einladung durch die IFK erst nach dem erfolglosen Kontaktversuch 

des Bildungsträgers. Bei Jobcenter B gingen dem Maßnahmeabbruch zunächst 

ein klärendes Gespräch und zwei Abmahnungen durch den Bildungsträger vo-

raus, bevor es zur ersten Anhörung durch das Jobcenter kam. 

In den wenigsten Fällen mahnten die hiermit beauftragten Bildungsträger 

sämtliche unentschuldigten Fehlzeiten konsequent ab. Die Anzahl der eine Ab-

mahnung auslösenden unentschuldigten Fehlzeiten unterschied sich von Fall 

zu Fall und unterlag keiner klaren Regelung. 

Fehlzeitenbedingter Maßnahmeabbruch zu selten sanktioniert 

In 61 von 265 Fällen (23 %) brachen Teilnehmer die Maßnahme vorzeitig ab, 

ohne dass es der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 

diente. 
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In 26 dieser 61 Fälle (43 %) wurde die Maßnahme aufgrund sanktionsrelevan-

ter Fehlzeiten abgebrochen. In 11 dieser 26 Fälle (42 %) leiteten die Jobcenter 

keine Sanktionsverfahren ein. In 7 von 15 Fällen (47 %) sanktionierten die 

Jobcenter das Fehlverhalten der Leistungsberechtigten. In den 8 Fällen, in de-

nen auf eine Sanktion verzichtet wurde, war nur in zwei Fällen ein wichtiger 

Grund hierfür dokumentiert. 

Fallbeispiel 4: 

Jobcenter D 

Laut Bildungsträgerbericht machte der Leistungsberechtigte bereits zu Beginn der 

Maßnahme sehr deutlich, dass er keinerlei Interesse an der Maßnahme, erst recht 

nicht am Maßnahmeziel – der Vermittlung in Arbeit – hatte. Er zeigte sich äußerst des-

interessiert und motivationslos gegenüber allen Maßnahmeinhalten. Der Bildungsträ-

ger brach die Maßnahmeteilnahme aufgrund von 14 unentschuldigten Fehltagen Ende 

Januar 2019 ab. Das Jobcenter zog die Einleitung von Sanktionen zwar in Betracht, 

verfolgte das Fehlverhalten aber bis zum Erhebungszeitraum nicht erkennbar. 

 Würdigung  

Wir haben darauf hingewiesen, dass die beauftragten Bildungsträger unent-

schuldigte Fehlzeiten konsequenter hätten abmahnen müssen. Für uns war  

zudem unverständlich, dass die Jobcenter in 42 % der sanktionsrelevanten 

Fälle kein Sanktionsverfahren einleiteten. Wir haben beanstandet, dass Job-

center gegen den zentralen Grundsatz des Forderns gemäß § 2 Absatz 1  

Satz 1 SGB II verstoßen, wenn sie das im Fallbeispiel 4 aufgezeigte Verhalten 

von Leistungsberechtigten dulden. 

Sanktionen dienen dazu, die Leistungsberechtigten zu einer künftigen Maßnah-

meteilnahme zu bewegen. Die Leistungsberechtigten sollen zudem an die Re-

gelungen zur Krankmeldung und Abmeldung während einer Beschäftigung ge-

wöhnt werden. Dies ist kein Selbstzweck. In der späteren Beschäftigung, ins-

besondere in der Probezeit, droht bei unentschuldigten Fehlzeiten der Verlust 

des Arbeitsplatzes. Auch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 

5. November 2019, Az. 1 BvL 7/16, sind Sanktionen grundsätzlich zulässig. 

Die Jobcenter müssen künftig intensiver als bisher prüfen, ob unentschuldigte 

Fehlzeiten von Maßnahmeteilnehmern die Voraussetzungen für eine Sanktio-

nierung erfüllen. Außerdem sollten sie die Fehlzeiten in Abschluss- oder  

ad hoc- Beratungsgesprächen thematisieren. Hierfür ist es erforderlich, dass 
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die IFK die Bildungsträgerberichte rechtzeitig erhält und auf Informationen 

über unentschuldigte Fehlzeiten prüft. Dies ist gerade dann besonders erfor-

derlich, wenn der Bildungsträger während der Maßnahme unentschuldigte 

Fehlzeiten nicht kommunizierte. 

Wir haben empfohlen, dass die Jobcenter die Bildungsträger anhalten, ihrer 

vertraglich geschuldeten Mitteilungspflicht über Fehltage nachzukommen und 

unentschuldigte Fehltage konsequent abzumahnen. Die Jobcenter sind anzu-

halten, Fehltage in VerBIS lückenlos zu dokumentieren. Zudem sollten die Job-

center künftig intensiver als bisher prüfen, ob unentschuldigte Fehlzeiten von 

Maßnahmeteilnehmern die Voraussetzungen für eine Sanktion erfüllen und ge-

botene Sanktionen konsequent durchsetzen. 

 Stellungnahme der Bundesagentur 

Die Bundesagentur hat mitgeteilt, sie stimme mit uns darin überein, dass die 

Bildungsträger unentschuldigte Fehltage konsequent abmahnen und die Job-

center unverzüglich darüber informieren müssen.  

Aus den Jobcentern A und C werde berichtet, dass das vereinbarte Verfahren 

mit dem Träger erneut besprochen und darauf hingewirkt wurde, dass dieser 

künftig seinen Informationspflichten an das Jobcenter zeitnah und umfänglich 

nachkomme. Im Jobcenter D werde der Einhaltung der Vertragspflichten durch 

die Umorganisation der Maßnahmebetreuung nachgegangen.  

Die Bundesagentur stimme auch unserer Auffassung zu, dass die Jobcenter in-

tensiv prüfen müssen, ob unentschuldigte Fehlzeiten die Voraussetzungen für 

eine Sanktion erfüllen. Bei Vorliegen der Voraussetzungen seien Sanktionen 

unter Berücksichtigung der Spruchpraxis der örtlichen Sozialgerichte durchzu-

setzen. Die Nachhaltung dieses Handelns der Integrationsfachkräfte sei Be-

standteil der lokalen Fachaufsicht und würde von den Jobcentern entsprechend 

verfolgt. So plane das Jobcenter C das UFA-Tool MAT um eine Frage zum 

Thema Fehlzeiten und Maßnahmeabbruch zu ergänzen. 

 Abschließende Würdigung 

Die Ausführungen der Bundesagentur zeigen, dass sie unseren Beanstandun-

gen umfassend zustimmt und ebenfalls Handlungsbedarf sieht. Die seitens der 

Jobcenter eingeleiteten und geplanten Maßnahmen lassen erwarten, dass zu-

künftig die Einhaltung der Vertragspflichten durch den Maßnahmeträger 
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gewährleistet ist und Pflichtverletzungen der Teilnehmenden sanktioniert wer-

den.  

Damit schließen wir die Textziffer ab. 

7 Teilnahmebegleitung und Absolventenmanagement fehler-
haft und unvollständig 

 Ausgangslage  

Nach der Weisung der Bundesagentur zu Maßnahmen bei einem Träger49 ist 

eine Maßnahmeteilnahme grundsätzlich mit einer Einladung gem. § 309 SGB 

III kurzfristig nach Maßnahmeende zu verbinden. Dabei sind das Maßnahme-

ergebnis zu besprechen, der teilnehmerbezogene Bildungsträgerbericht auszu-

werten und Folgeaktivitäten abzuleiten. 

Die geprüften Jobcenter hatten folgende individuelle Vorgaben für das Kon-

takt- und Absolventenmanagement: 

Tabelle 1 

Vorgaben Kontakt- und Absolventenmanagement 

Jobcenter Vorgaben 

A Das Abschlussgespräch hat innerhalb von 10 Tagen nach Maßnah-
menende zu erfolgen. 

B Das Abschlussgespräch hat innerhalb von 1 Woche nach Maßnah-
menende zu erfolgen.  

C Das Abschlussgespräch hat innerhalb von 5 Tagen nach Maßnahmen-
ende zu erfolgen. 

D Das Abschlussgespräch hat innerhalb von 2 Wochen nach Maßnah-
menende zu erfolgen. 

E Das Abschlussgespräch hat innerhalb von 10 Werktagen nach Maß-
nahmeende zu erfolgen. 

Quelle: Bundesrechnungshof, eigene Darstellung 

Gemäß der in sämtlichen geprüften Jobcentern verwendeten Leistungsbe-

schreibung50 ist der teilnehmerbezogene Bildungsträgerbericht bei Abbruch in-

nerhalb einer Woche, sonst spätestens am letzten Tag der individuellen Zuwei-

sungsdauer vorzulegen, da dann der VerBIS-Zugriff endet. Die 

                                       
49  Bundesagentur, Fachliche Weisungen Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein-

gliederung nach § 16 Absatz 1 SGB II i. V. m. § 45 SGB III – Maßnahmen bei einem 
Träger (MAT), Stand: 1. April 2019, Teil 2, V.45.08.  

50  Leistungsbeschreibung, B.1.6 Durchführung der Maßnahme – Teilnehmerbezogene Be-
richte. 
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teilnehmerbezogenen Bildungsträgerberichte sind ausschließlich in elektroni-

scher Form über das System VerBIS zu übermitteln.51 Wird der teilnehmerbe-

zogene Bildungsträgerbericht nicht fristgemäß vorgelegt, handelt es sich um 

einen Qualitätsmangel. Der Eingang dieses Bildungsträgerberichtes ist ent-

sprechend der gesetzten Frist in den Vergabeunterlagen zu überwachen und 

ggf. einzufordern.52 

 Feststellungen 

Unzureichende Teilnahmebegleitung 

In 61 von 265 Fällen (23 %) erfolgte während der Maßnahme weder ein doku-

mentiertes Gespräch mit den Teilnehmern noch mit dem Bildungsträger. Dies 

widersprach der Leistungsbeschreibung, wonach „die Zuweisung in die Maß-

nahme den Bedarfsträger nicht aus der Verantwortung (entlässt), den Einglie-

derungsprozess zu begleiten“. 

Abschlussgespräch im Jobcenter zu selten oder verspätet 

Wir stellten fest, dass die IFK in 151 von 265 Fällen (57 %) ein Abschlussge-

spräch mit den Maßnahmeabsolventen geführt haben.53 

In 62 dieser 151 Fälle (41 %) führten die IFK das Abschlussgespräch nicht in 

dem von ihren internen Vorgaben gesteckten Zeitrahmen. In 16 dieser  

151 Fälle (11 %) führten sie es bereits vor Abschluss der Maßnahme. 

Das nachfolgende Diagramm 4 zeigt anhand der geprüften 265 Fälle, wie die 

IFK ihre Vorgaben zum Absolventenmanagement umsetzten. 

  

                                       
51  Leistungsbeschreibung, B.1.6 Durchführung der Maßnahme – Teilnehmerbezogene Be-

richte. 
52  Bundesagentur, Fachliche Weisungen Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein-

gliederung nach § 16 Absatz 1 SGB II i. V. m. § 45 SGB III – Maßnahmen bei einem 
Träger (MAT), Stand: 1. April 2019, Teil 2, V.45.14. 

53  In 41 von 265 Fällen (15 %) wurde auf ein Abschlussgespräch mit der Absicht verzich-
tet, durch diesen Termin und etwaige Terminkonflikte die gerade aufgenommene sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung nicht zu gefährden. 
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Diagramm4: 

Umsetzung Kontakt- und Absolventenmanagement54 

 
Quelle: Bundesrechnungshof, eigene Darstellung 

Teilnehmer ohne Abschlussgespräch in Folgemaßnahme eingemündet 

In 21 von 265 Fällen (8 %) mündeten die Leistungsberechtigten innerhalb von 

6 Monaten nach Maßnahmeende in eine neue Maßnahme ein, ohne dass in ei-

nem Abschlussgespräch der Inhalt der Maßnahme „Kommit“ thematisiert wor-

den war. 

Abschließender Bildungsträgerbericht fehlt, verspätet oder nicht aus-
gewertet 

In 55 von 265 Fällen (21 %) war in VerBIS oder der eAkte kein abschließender 

Bildungsträgerbericht hinterlegt. Es war nicht ersichtlich, dass die Jobcenter 

die Bildungsträgerberichte von den Bildungsträgern nachgefordert hatten. 

In 30 von 265 Fällen (11 %) war der Bildungsträgerbericht bereits vor Ende 

der Maßnahme in VerBIS hinterlegt. 

In 112 von 265 Fällen (42 %) lag der Bildungsträgerbericht nicht innerhalb der 

vorgesehenen Frist55 vor. In 26 Fällen mussten die IFK daher das Abschlussge-

spräch ohne Bildungsträgerbericht führen, weshalb dieser vor dem Gespräch 

                                       
54  In „Kein Abschlussgespräch“ enthaltene Verzichte auf Abschlussgespräche:  

Jobcenter A (5), B (10), C (6), D (9) und E (11). 
55  Laut Leistungsbeschreibung spätestens am letzten Tag der Zuweisungsdauer. 
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weder ausgewertet noch mit den Leistungsberechtigten erörtert werden 

konnte. 

Die Inhalte der Bildungsträgerberichte variierten sehr. Sie enthielten teilweise 

ausschließlich Eintragungen über das Erreichen des Maßnahmeziels sowie Be-

nachrichtigungen über Fehlzeiten. Detaillierte Ausführungen der Bildungsträ-

ger über Art und Ablauf der betrieblichen Erprobung fanden sich nicht lücken-

los. Dies war stark bildungsträgerabhängig. Einige Bildungsträger ergänzten 

den Bildungsträgerbericht durch Gesprächsprotokolle oder Qualifizierungs- und 

Eingliederungspläne. Hierzu waren sie vertraglich nicht verpflichtet. 

Wir stellten fest, dass die IFK in einer Vielzahl von Fällen keine Erkenntnisse 

aus den abschließenden Bildungsträgerberichten dokumentierten. Selbst aus-

führliche Bildungsträgerberichte waren häufig nicht Gegenstand der Abschuss-

gespräche nach Maßnahmeende. 

Auch änderte sich die Integrationsprognose in 151 von 265 Fällen (56 %) 

durch die Teilnahme an der Maßnahme nicht. Nur in 61 von 265 Fällen (23 %) 

wurde nach Ende der Maßnahme die Beendigung oder Beseitigung eines Ver-

mittlungshemmnisses dokumentiert. 

Fallbeispiel 5: 
Jobcenter A 

Das Jobcenter wies den Leistungsberechtigten der Maßnahme auf Drängen des Bil-

dungsträgers zu. Zuvor war der Leistungsberechtigte einer anderen Maßnahme dieses 

Trägers zugewiesen. Ein gesondertes Beratungsgespräch vor Beginn der Maßnahme 

hatte nicht stattgefunden. Im Beratungsgespräch nach Ende der Maßnahme themati-

sierte die Integrationsfachkraft die Maßnahme nicht. Sie hinterfragte auch die fehlende 

betriebliche Erprobung nicht, sondern merkte den Leistungsberechtigten umgehend 

für die nächste Maßnahme „KomBer“ vor. 

Folgeintegrationsaktivitäten zu selten  

In 210 von 265 Fällen (79 %) mündeten die Leistungsberechtigten nicht direkt 

im Anschluss an die Maßnahme in eine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gung/Ausbildung ein. 

In 83 dieser 210 Fälle (40 %) unterbreiteten die Jobcenter den Leistungsbe-

rechtigten innerhalb von sechs Monaten nach Maßnahmeende weder einen 

Vermittlungsvorschlag noch händigten sie einen Aktivierungs- und Vermitt-

lungs- oder Bildungsgutschein aus.  
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 Würdigung  

Wir haben darauf hingewiesen, dass ein qualifiziertes und konsequentes Teil-

nehmer- und Absolventenmanagement Grundlage für eine schnelle und mög-

lichst nachhaltige Integration von Teilnehmern ist. Vor diesem Hintergrund ha-

ben wir es für erforderlich gehalten, dass die IFK die Vorgaben zur Teilnahme-

begleitung und zum Absolventenmanagement einhalten. In ihren Beratungsge-

sprächen müssen sie die Maßnahme thematisieren. Nur so können sie die 

Wirksamkeit der Maßnahme sowohl insgesamt als auch für einzelne Leistungs-

berechtigte gezielt hinterfragen. Im Fallbeispiel 5 wurde dies versäumt. 

Ohne ein baldiges Abschlussgespräch nutzt die IFK die neu erworbenen Er-

kenntnisse und die individuellen Veränderungen der Leistungsberechtigten 

nicht oder zu spät für den weiteren Eingliederungsprozess. Die Integrations-

strategie bleibt auf dem Stand vor Antritt der Maßnahme; der Maßnahmeerfolg 

wird dadurch gefährdet. Das Absolventenmanagement muss Vorrang vor dem 

Bestreben haben, den Leistungsberechtigen durch rasche Einmündung in eine 

Folgemaßnahme in der Arbeitslosenstatistik nicht in Erscheinung treten zu las-

sen. Zur Verbesserung des Absolventenmanagements müssen die Jobcenter 

auf eine konsequente Fachaufsicht hinwirken. 

Fehlende, unvollständige oder nicht detailliert ausgefüllte Bildungsträgerbe-

richte unterstützen die Integrationsarbeit der Jobcenter nicht. Die IFK können 

mit rudimentären Ausführungen (z. B. erfolgreiche Teilnahme) keine Erkennt-

nisse für den weiteren Integrationsprozess gewinnen. Die Träger sind laut 

Leistungsbeschreibung verpflichtet, die Aktivitäten und deren Ergebnis für je-

den Teilnehmer in einem Bildungsträgerbericht zu erfassen. Kommen die Trä-

ger dieser Pflicht nicht nach, verletzen sie damit die vertraglich vereinbarten 

Bedingungen. Die Jobcenter müssen darauf achten, dass die übersandten Bil-

dungsträgerberichte ausführlich und nützlich für den weiteren Eingliederungs-

prozess sind. Insbesondere auf die genaue Dokumentation der betrieblichen 

Erprobung ist hierbei wertzulegen. 

Durch den Verzicht auf Folgeintegrationsaktivitäten in Form von Vermittlungs-

vorschlägen oder Gutscheinen nahmen die IFK bei 40 % der Fälle in Kauf, dass 

sich der Integrationsprozess sowohl in die Gesellschaft als auch in das Arbeits-

leben stark verzögert. Dies sollte insbesondere bei der Personengruppe der 
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Geflüchteten vermieden werden. Dem müssen die Jobcenter durch eine konse-

quente Fachaufsicht entgegenwirken. 

 Stellungnahme der Bundesagentur 

Die Bundesagentur hat mitgeteilt, sie bewerte das Absolventenmanagement 

als erfolgskritisch. Unstreitig sei es die gesetzliche Aufgabe der Jobcenter, die 

Kunden kontinuierlich zu betreuen und zu beraten. Entsprechend sei der In-

tegrationsprozess in den Jobcentern im 4-Phasen-Modell der Integrationsarbeit 

geregelt und gestaltet. Dieses verpflichte die Integrationsfachkräfte, für Teil-

nehmende an qualifizierenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ein zeitna-

hes Absolventenmanagement durchzuführen sowie die vereinbarten Hand-

lungsstrategien und hinzugetretene Fähigkeiten und Kenntnisse zu aktualisie-

ren.  

Die Bundesagentur wisse, dass die Maßnahmeträger ihren vertraglichen Pflich-

ten im Hinblick auf die Berichterstellung nicht immer vollumfänglich nachkom-

men. Die Auswertung der teilnehmerbezogenen Berichte und ein zeitnahes Ge-

spräch mit den Teilnehmern sei jedoch wesentliche Grundlage für die weitere 

individuelle Integrationsarbeit. 

Deshalb stünde das Absolventenmanagement auch im Fokus der Qualitätssi-

cherung und sei Bestandteil der verlaufsbezogenen Kundenbetrachtung. Diese 

Methode werde derzeit – unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus den bis-

herigen verlaufsbezogenen Kundenbetrachtungen – weiterentwickelt. Abschlie-

ßend hat die Bundesagentur mitgeteilt, dass die Beanstandungen im Fallbei-

spiel 5 gemeinsam mit dem Jobcenter ausgewertet und besprochen worden 

seien. Der Maßnahmewechsel sei in Abstimmung mit allen Beteiligten erfolgt.  

 Abschließende Würdigung 

Die Bundesagentur hat in angemessener Weise auf unsere Beanstandungen 

reagiert. Die Weiterentwicklung der verlaufsbezogenen Kundenbetrachtung se-

hen wir positiv. Sie ist geeignet, die der Maßnahme nachgehende Teilnehmer-

betreuung zu verbessern. Wie die Bundesagentur halten wir das Thema Absol-

ventenmanagement für „erfolgskritisch“. Deshalb werden wir durch künftige 

Prüfungen nachhalten, ob die angekündigten Maßnahmen wirksam sind. 

Mit diesem Hinweis schließen wir die Textziffer ab. 
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Das Prüfungsverfahren ist damit abgeschlossen 

 

 

 

Romers Rammoser 
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